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Die Auswirkungen des gesamtwirtschaftlichen Strukturwandels
auf die Nachfrage nach Arbeitskräften in den Bundesländern
— Eine Prognose der Wirtschaftsstruktur und des Arbeitsplätzeangebots bis 1985 —
von H.iVögele
AUS DEM INHALT
Im Zuge des weltwirtschaftlichen Strukturwandels zeichnet sich für die westdeutsche Wirt-
schaft ein Wandel der Beschäftigtenstruktur ab, der vor allem durch einen Rückgang des
Anteils der Beschäftigten im industriellen Bereich und eine Zunahme des Beschäftigten-
anteils im Dienstleistungsbereich gekennzeichnet ist. Nach der vorliegenden Projektion,
die von im Institut für Weltwirtschaft erarbeiteten Ergebnissen internationaler Querschnitts-
analysen des wachstumsbedingten Strukturwandels ausgeht, steigt der Anteil der im
tertiären Bereich Beschäftigten von 44vH im Jahre 1970 bis 1985 auf 52vH an, während
der Anteil des sekundären Bereichs an der Gesamtbeschäftigung im gleichen Zeitraum
von 48vH auf 44vH sinkt. Dabei wird u. a. unterstellt, daß das reale Pro-Kopf-Einkommen
im Prognosezeitraum - ebenso wie im Basiszeitraum 1960—1970 - im Durchschnitt um
jährlich 3,8vH zunimmt und daß sich die wirtschaftsbereichsspezifischen Produktivitäten
gleichfalls entsprechend den Trends des Basiszeitraums entwickeln.
Gleichzeitig mit diesem Wandel der Beschäftigfenstruktur muß nach der vorliegenden
Status-quo-Prognose mit einem Rückgang des Arbeitsplatzangebots von insgesamt etwa
0,5 Millionen gerechnet werden. Davon sind jedoch nicht alle Bundesländer gleichmäßig
betroffen. Mit einem überdurchschnittlich starken Rückgang ist besonders in den Stadt-
staaten Hamburg, Berlin und Bremen zu rechnen, weil dort die Zunahmen in den Dienst-
leistungsbereichen die überproportionalen BeschäfMgungsabnahmen im industriellen
Bereich nicht annähernd kompensieren können. Aber auch die übrigen Bundesländer
müssen - bis auf Hessen und Baden-Württemberg - mit einem abnehmenden Angebot
an Arbeitsplätzen rechnen.
Das durch die prognostizierte Entwicklung verursachte arbeitsmarktpolitische Problem wird
deutlich, wenn man nicht nur den Netto-Effekt von 0,5 Millionen betrachtet, sondern im
einzelnen untersucht, wieviele Arbeitsplätze wegfallen und wieviele neu geschaffen werden.
Erfaßt man für diese Analyse die Veränderungen des Arbeitsplatzangebots sowohl zwischen
den Bundesländern als auch zwischen den 10 Wirtschaftszweigen, dann ergibt sich nach
der vorliegenden Prognose, daß mindestens 3 Millionen Arbeitsplätze verlorengehen und
rd. 2,5 Millionen Arbeitsplätze in einem anderen Bundesland oder einem anderen Wirt-
schaftszweig neu entstehen. Die Status-quo-Prognose macht damit die Größenordnung
des Anpassungsbedarfs deutlich, dem sich die Marktkräfte und die Wirtschaftspolitj|$\VJn^
der Bundesrepublik in den nächsten zehn Jahren gegenübersehen. _ ^ "$Ö iL,
">y ..»
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Die Auswirkungen des gesamtwirtschaftlichen Strukturwandels
auf die Nachfrage nach Arbeitskräften in den Bundesländern
- Eine Prognose der Wirtschaftsstruktur und des Arbeitsplätzeangebots bis 1985 —
1. Nach zwei Jahrzehnten überwiegenden Arbeitskräftemangels und eines ständi-
gen Zustroms von Arbeitskräften - zunächst waren es die Flüchtlinge und dann
die Gastarbeiter - sieht sich die Bundesrepublik Deutschland gegenwärtig nicht
nur mit dem Problem einer schweren konjunkturellen Arbeitslosigkeit konfron-
tiert, sondern sie muß auch einen tiefgreifenden Strukturwandel der Wirtschaft
verkraften und die trotz der Rezession anhaltende Inflation bekämpfen.
Die gleichzeitige Bewältigung dieser drei Probleme:
- der konjunkturell und strukturell bedingten Arbeitslosigkeit,
- des wachstumsbedingten sektoralen Strukturwandels der Wirtschaft und
- der weltweiten Inflation, die sowohl Fehlallokationen als auch Verteilungs-
ungerechtigkeiten zur Folge hat,
stellt den Politikern und Wissenschaftlern neue Aufgaben und erfordert ein Um-
denken auch in der Arbeitsmarktpolitik. Nicht nur zur Therapie müssen neue
Instrumente gefunden werden, schon die Diagnose bereitet Schwierigkeiten:
1 Selbst der "Fachmann" kann oft nur schwer erkennen, inwieweit die Arbeits-
losigkeit kurzfristig konjunkturell oder längerfristig strukturell bedingt ist,
da derzeit beides zusammentrifft; zudem wird das Erkennen der Strukturver-
änderungen durch die Inflation verhindert oder zumindest verzögert, weil viele
Unternehmer, Arbeitnehmer und Konsumenten noch nominal statt real rechnen.
Sowohl für den Staat als Träger der Wirtschaftspolitik als auch für die privaten
Wirtschaftssubjekte sind aus diesen Gründen zahlenmäßige Anhaltspunkte über
die absehbare längerfristige wirtschaftliche Entwicklung notwendig.
- Nur wenn die verantwortlichen öffentlichen Instanzen wissen, welche Ent-
wicklungen im Verlauf des Wachstumsprozesses unumgänglich und notwen-
dig sind, können wachstumshemmende ErhaltungsSubventionen vermieden
und wachstumsfördernde Anpassungshilfen gezielt eingesetzt werden.
- Nur gesicherte Kenntnisse über Ausmaß und Richtung des längerfristigen
Strukturwandels bieten den privaten Wirtschaftssubjekten eine Grundlage
für eigenes rationales Handeln.
2. Die vorliegende Untersuchung will hierzu einen Beitrag liefern. Es sollen im
folgenden die absehbaren Auswirkungen des zu erwartenden gesamtwirtschaft-
lichen Strukturwandels der westdeutschen Wirtschaft auf das Angebot an Ar-
Für die kritische Durchsicht des Manuskripts dankt die Autorin Dr. D. Biehl,
Dr. H. Müller-Groeling und Dr. K. -W. Schatz.beitsplätzen in den einzelnen Bundesländern und Wirtschaftsbereichen aufge-
zeigt werden. Bei den dargestellten Zahlen handelt es sich nicht um Potential-
oder Zielwerte, sondern um die Ergebnisse einer Status-quo-Prognose, der
als wesentliche Annahmen
- eine jährliche Wachstumsrate des realen Pro-Kopf-Einkommens bis 1985
von durchschnittlich 3, 8 vH
1 und
- ein in der Zukunft relativ stark abfallender Anteil des Verarbeitenden Ge-
werbes am gesamten Bruttoinlandsprodukt
2
zugrunde liegen. Im übrigen basiert die Prognose im wesentlichen auf Trend-
extrapolationen aus dem.Basiszeitraum, die die Annahme implizieren, daß
das Verhalten der Menschen, die Politik der Regierungen und die technologi-
sche Entwicklung sich im Prognosezeitraum ebenso verändern wie im Basis-
zeitraum der Untersuchung.
Zum P r ogno s e ve r f ah r e n
3. Die Problematik regionaler Strukturprognosen liegt darin, daß hier nicht
- wie bei Strukturprognosen auf einem relativ hohen Aggregationsniveau -
damit gerechnet werden kann, daß sich Sonderentwicklungen in einzelnen Teil-
gebieten gegenseitig ausgleichen. Der wesentliche Unterschied zu gesamtwirt-
schaftlichen Strukturprognosen besteht außerdem darin, daß eine Region im
Gegensatz zu der Gesamtwirtschaft kein selbständiges Währungsgebiet ist.
Ein Staat mit einer eigenen Währung kann sich durch eine protektionistische
Wirtschaftspolitik, wie z.B. durch tarifäre und nicht-tarifäre Handelsbe-
schränkungen, durch Manipulationen des Wechselkurses, Einschränkungen der
Konvertibilität der Währung und internationale Kapitalverkehrskontrollen gegen
den weltwirtschaftlichen Strukturwandel mehr oder weniger wirksam abschir-
men. Eine Region hingegen ist in ein Währungsgebiet fest integriert und kann
sich dem gesamtwirtschaftlichen Strukturwandel nicht entziehen. Da aber die
1 Dies entspricht der jährlichen Wachstumsrate im Basiszeitraum 1960-1970,
gemessen am Bruttoinlandsprodukt je Kopf der Wohnbevölkerung (in Preisen
von 1962). Mit dieser Wachstumsrate kann nach den Überlegungen von Fels
und Schatz auch für die kommenden Jahre gerechnfet werden. Vgl. G. Fels,
K. -W. Schatz, Sektorale Entwicklung und Wachstumsaussichten der west-
deutschen Wirtschaft bis 1980. "Die Weltwirtschaft", Tübingen, 1974, H. 1,
S. 67.
2 Diese Annahme stützt sich auf andere Untersuchungen des Instituts für Welt-
wirtschaft, die eine solche Entwicklung aufgrund von internationalen und in-
terregionalen Zeitreihen- und Querschnittsanalysen prognostizieren. Vgl.
hierzu: G. Fels, K.-W. Schatz, F. Wolter, Der Zusammenhang zwi-
schen Produktionsstruktur und Entwicklungsniveau. "Weltwirtschaftliches
Archiv", Tübingen, Bd. 106(19711), S. 240 ff. - D. Biehl, E. Hußmann,
S. Schnyder, Zur regionalen Einkommensverteilung in der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft. "Die Weltwirtschaft", 1972, H. 1, S. 64 ff. - Vgl.
auch Ziffer 9 dieser Arbeit.Strukturen der einzelnen Regionen innerhalb des Währungsgebietes unter-
schiedlich sind, wird sich auch der gesamtwirtschaftliche Strukturwandel auf
die Regionen unterschiedlich auswirken. Insbesondere monostrukturierte Ge-
biete können durch einen Strukturwandel besonders stark betroffen werden.
Außerdem muß berücksichtigt werden, daß sich die Attraktivität der Regionen
für die Ansiedlung neuer Betriebe unterschiedlich entwickelt, auch wenn die
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und die staatliche Wirtschaftspo-
litik für alle Regionen gleichermaßen gelten, weil es neben den gesamtwirt-
schaftlichen Wirkungsfaktoren regionale Sonderentwicklungen gibt, die zu
unterschiedlichen Veränderungen z. B. der Infrastrukturausstattung, der
Siedlungs- und Arbeitskräftestruktur führen.
Bei regionalen Strukturprognosen müssen daher zwei Effekte gleichzeitig
berücksichtigt werden:
- erstens, wie sich Veränderungen in der relativen Bedeutung der einzelnen
Wirtschaftsbereiche (Branchen) im gesamten Währungsgebiet auf die ein-
zelnen Regionen auswirken (Strukturveränderungen aufgrund von gesamt-
räumlichen Wirkungsfaktoren) und
- zweitens, wie die Veränderungen der regionalspezifischen Faktoren die Ent-
wicklung der einzelnen Produktionsbereiche in den Regionen beeinflussen
(regionale Sonderentwicklungen aufgrund von Unterschieden in der Standort-
attraktivität der Regionen).
Ein entgegengesetztes oder gleichgerichtetes Wirken dieser beiden Effekte
kann dazu führen, daß die Entwicklung einer Branche (Wirtschaftsbereich) in
einer Region vom Entwicklungstrend im Gesamtraum nach oben oder unten
abweicht.
4. Zur Analyse und Prognose der regionalspezifischen Entwicklung der Wirt-
schaftsstruktur sind bisher im wesentlichen zwei Methoden angewandt worden,
die jedoch bei genauerer Betrachtung fast identisch sind. Die eine Methode
berechnet sogenannte "Regionalfaktoren", die als Abweichung der regiona-
len Entwicklung von der durchschnittlichen (nationalen) Entwicklung definiert
sind; bei der anderen Methode werden sogenannte "Regionalelastizitäten" er-
mittelt, die angeben sollen, um welchen Prozentsatz sich die Produktion
einer Branche in der Region ändert, wenn sich die Produktion der gleichen
Branche im Gesamtraum um 1 vH erhöht. Die Methode des Regionalfaktors
wird auch nach dem ihr zugrundeliegenden Modell als "shift-and-share-
model" (SAS-Modell) bezeichnet und hat eine weite Verbreitung im Rahmen
der Regionalforschung gefunden
1. Regionalelastizitäten sind von J. Fischer
bei der Prognose der Wirtschaftsstruktur von Nordrhein-Westfalen berechnet
und prognostiziert worden
2 . Berücksichtigt man jedoch die definitorische
1 Vgl. H.W. Richardson, Regional Economics. London, New York 1969.
S. 342 ff.
2J. Fischer, Struktur und Entwicklung der Wirtschaft bis 1980 im Bundes-
gebiet und in Nordrhein-Westfalen - Produktion, Arbeitsproduktivität und
Arbeitskräftebedarf nach Wirtschaftszweigen. Rheinisch-Westfälisches Insti-
tut für Wirtschaftsforschung, "Mitteilungen", Essen, Jg. 21 (1970), S. 307 ff.Ähnlichkeit von Regionalfaktoren und Regionalelastizitäten
1, so trifft auf bei-
de die Schlußfolgerung einer Untersuchung von H. Schaefer zu, in der er die
SAS-Methode durch eine ex-post-Prognose testet: Diese "formale Extrapola-
tion des Regionalfaktors [ist] . . . sehr problematisch, weil SAS-Ansätze letzt-
lich nicht stochastisch, sondern deterministisch formuliert sind, d.h., alle
Irregularitäten in der Entwicklung werden unter den Regionalfaktor gerechnet,
so daß bei vielen Industriezweigen der für den Regionalfaktor ausgewiesene
Wert selbst zufällig ist und für die Prognose unbrauchbar wird"
2 .
5. Im Rahmen dieser Arbeit wurde daher ein anderes Prognoseverfahren gewählt,
das in der Übersicht 1 zusammenfassend dargestellt ist. Das Endergebnis der
Prognose ist der Arbeitskräftebedarf bzw. das Angebot an Arbeitsplätzen un-
ter Status-quo-Bedingungen bis zum Jahre 1985. Die für die Prognose ver-
wendeten Daten sind in den dünn umrandeten Feldern beschrieben; die stark
umrandeten Felder beinhalten die Prognosewerte und die gestrichelten Fel-
der die aus den Prognosewerten errechneten Zwischen- bzw. Endergebnisse.
Im ersten Teil des Prognosemodells wurde eine Prognose der Wirtschafts-
Struktur der Bundesrepublik erarbeitet. Dabei wurden die Anteile der einzel-
nen Wirtschaftsbereiche am Bruttoinlandsprodukt zu laufenden Preisen in Ab-
hängigkeit vom realen Pro-Kopf-Einkommen vorausgeschätzt. Für die Pro-
gnose der Wirtschaftsstruktur der Bundesländer wurden erstens die Entwick-
lung der Anteile der einzelnen Wirtschaftsbereiche in den Ländern am jewei-
ligen Gesamtprodukt dieser Wirtschaftsbereiche im Bundesgebiet (Anteile
am Bund) und zweitens die Entwicklung der Anteile der Wirtschaftsbereiche
am Bruttoinlandsprodukt der einzelnen Länder in Abhängigkeit von der Zeit
regressionsanalytisch vorausgeschätzt. Durch eine Abstimmung dieser beiden
Regressionsberechnungen untereinander sind die Prognosewerte ermittelt wor-
den. Die Verwendung von Anteilswerten für die Prognose der Wirtschafts-
Struktur der Bundesländer ist dadurch gerechtfertigt, daß solche Anteile im
Gegensatz zu den Regionalkoeffizienten oder den Regionalelastizitäten einen
einigermaßen stabilen Verlauf aufweisen. Durch eine Begrenzung der Summe
der Länderentwicklungen auf die Bundesentwicklung konnte die Konsistenz
der Prognose sichergestellt werden. Aus der Wirtschaftsstrukturprognose
für das Bundesgebiet und die Bundesländer wird anschließend zusammen mit
der Prognose der Arbeitsproduktivitäten das Angebot an Arbeitsplätzen für
r r
- yt 1 0 1 0
1 Die Regionalelastizität ist definiert als: / ; und der Regional-
y0
 y0
faktor als: (y / y ) / (y/y),wobei 0 bzw. 1 Beginn bzw. Ende der Refe-
renzperiode bedeuten und die Symbole für die Region mit einem r gekenn-
zeichnet sind.
2 H. Schaefer, Möglichkeiten der regionalen Projektion. Kritische Über-
prüfung einiger Varianten. Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschafts-
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Jeweilige Preise, mit der gesamtwirtschaftlichen Inflationsrate deflationiert.die Prognosejahre ermittelt. Die Arbeitsproduktivitäten - gemessen als
BIP-Beiträge je Beschäftigten in relativen Preisen
1 - werden durch Trend-
extrapolationen unabhängig vorausgeschätzt
2 .
Die voraussichtliche Entwicklung der W ir t s c h a f t s s t r ukt u r
der Bundesrepublik Deutschland
Als Indikatoren für die Wirtschaftsstruktur, die hier vorausgeschätzt wer-
den soll, wurden die Anteile der Wirtschaftsbereiche am Bruttoinlandspro-
dukt zu laufenden Preisen gewählt, Preisstrukturveränderungen zwischen
den Wirtschaftsbereichen werden also berücksichtigt. Zur Kennzeichnung der
Wirtschaftsstruktur sind diese Anteile besser geeignet als die gleichen An-
teile berechnet zu konstanten Preisen, bei denen die Preisrelationen der Ba-
sisperiode konstant gehalten werden. Veränderungen von Preisrelationen be-
ruhen auf
- Veränderungen der Struktur der Produktivitäten und
- Veränderungen der Nachfragestruktur,
d.h. auf Vorgängen, die die Bedeutung der einzelnen Wirtschaftsbereiche in-
nerhalb der gesamten Wirtschaft bestimmen. Daher sind Veränderungen der
Preisrelationen ein Teil der Strukturveränderungen.
In Anlehnung an eine Studie über den weltwirtschaftlichen Strukturwandel auf
der Basis einer internationalen Querschnittsanalyse
3 wird im Rahmen dieser
Arbeit die Hypothese unterstellt, daß der wichtigste Bestimmungsfaktor für
die Produktionsstruktur eines Landes das Entwicklungsniveau ist, das an-
näherungsweise durch das Pro-Kopf-Einkommen gemessen werden kann.
Diese Hypothese kann von der Nachfrageseite und von der Angebotsseite her
1 Laufende, sektorspezifische Preise, mit der gesamtwirtschaftlichen Infla-
tionsrate deflationiert.
2 Dieses Prognoseverfahren beinhaltet eine sehr starke Vereinfachung der
hier zugrundeliegenden wirtschaftlichen Zusammenhänge. Es werden z.B.
alle Möglichkeiten einer wirtschaftspolitischen Beeinflussung der länger-
fristigen Wirtschaftsentwicklung vernachlässigt; auch die Prognose der
Arbeitsproduktivitäten wurde unter Vernachlässigung jeglicher Kausalitäten
durchgeführt. Diese Restriktionen mußten jedoch wegen der begrenzten zur
Verfügung stehenden Ressourcen in Kauf genommen werden. Zu einer aus-
führlichen Darstellung der verwendeten Verfahren und der Ergebnisse der
Projektionen vgl. H. Vögele, Die Entwicklung der Wirtschaftsstruktur
und des Arbeitskräfteangebots in den Ländern der Bundesrepublik Deutsch-
land bis 1985. (Institut für Weltwirtschaft, Kieler Arbeitspapiere, Nr. 25.)
Kiel 1975. Unveröffentlicht.
3 Vgl. Fels, Schatz, Wolter, a.a.O. (Im folgenden Text auch als
FSW-Studie bezeichnet. )erklärt werden
1:
- Einerseits sind die Einkommenselastizitäten der verschiedenen Produkte
unterschiedlich und können sich mit steigendem Entwicklungsniveau verän-
dern, so daß sich unterschiedliche oder unterschiedlich verändernde Zu-
wachsraten der einzelnen Sektoren oder Branchen ergeben;
- andererseits verändern sich die Produktionsbedingungen mit steigendem
Entwicklungsstand in der Regel in der Weise, daß sich die Standortbedin-
gungen für kapitalintensive und hochtechnisierte Produktionsprozesse ver-
bessern und für arbeitsintensive, wenig technisierte Prozesse verschlechtern.
8. Für jeden der 10 Wirtschaftsbereiche (in Klammern die Nummern der Syste-
matik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1961)
(0) Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung und Fischerei
(1) Energiewirtschaft und Wasserversorgung, Bergbau
(2) Verarbeitendes Gewerbe (ohne Baugewerbe)
(3) Baugewerbe
(4) Handel
(5) Verkehr und Nachrichtenübermittlung
(6) Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe
(7 A) Wohnungsve r mietung
(7B+8) Übrige Dienstleistungen
(9) Gebietskörperschaften und Sozialversicherung
wurde eine Regression über den Zusammenhang zwischen dem Anteil am BIP
und dem Pro-Kopf-Einkommen im Basiszeitraum 1960-1970 nach der Metho-
de der kleinsten Quadrate geschätzt
2 .
Die nach Plausibilitätsgesichts punkten und der Höhe des Determinationskoef-
2 ..
fizienten (R ) ausgewählten Prognosefunktionen sind in der Übersicht 2 zu-
sammengestellt.
1 Vgl. Fels, Schatz, Wolter, a.a.O., S. 244 f.
2 In den Regressionsschätzungen wurden vier Funktionstypen getestet:
(1) y = a + b x, (2) y = a + b In x, (3) In y = a + b x, (4) In y = a + b In x.
Es wurden dabei für das Pro-Kopf-Einkommen alternativ Trendwerte und









































Trendwerte gemäß linearem Trend
raten (In y = a + b x).
i, 866755 - 1, 397585 In (y/B)t
555597 - 0, 915183 In (y/B) *
174150 - 0, 178600 In (y/B)t
028615 - 0,000083 (y/B)
106222 + 0, 677287 In (y/B)t**
-8, 655483 + 1, 106465 In (y/B) *
= 1, 877666 + 0, 000041 (y/B) *
X











Trendwerte bei konstanten Wachstums-
9. Für die Bereiche Verarbeitendes Gewerbe (2) und Baugewerbe (3) konnten
keine ausreichend gesicherten Regressionsfunktionen aus der Zeitreihe be-
rechnet werden. Daher wurden für diese Bereiche die Prognosewerte diskretio-
när unter Berücksichtigung der Ergebnisse der FSW-Studie festgelegt. Im Be-
reich der Bauwirtschaft kann man aufgrund der Entwicklung im Basiszeitraum
mit einem relativ konstanten Anteil von 7, 68 vH rechnen
1 . Im Verarbeitenden
Gewerbe muß nach den Ergebnissen der Querschnittsuntersuchung von Fels,
Schatz und Wolter
2 mit einem sinkenden Anteil gerechnet werden. Dies ergibt
sich aus der Beobachtung, daß der Anteil der Industrie bei einem niedrigen
Einkommensniveau mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen zunächst steigt und
dann bei weiter steigendem Einkommen zugunsten eines stark steigenden An-
teils des tertiären Sektors wieder abnimmt. Da der Industrieanteil in der Bun-
desrepublik hauptsächlich aufgrund der in der Vergangenheit überwiegend un-
terbewerteten Währung, die wie eine Exportsubvention und eine Importsteuer
1 Dies ist der gewichtete Durchschnitt der Basisperiode. (Hierbei erhielten
die Beobachtungswerte der einzelnen Jahre in aufsteigender Folge ein je-
weils um 1 höheres Gewicht. )
2 Fels, Schatz, Wolter, a.a.O., Ziff. 33. -Vgl. auch S. 2, Anm. 2.wirkte, im Vergleich zu anderen Industrienationen stark erhöht ist, muß frü-
her oder später mit einem Absinken des Anteils dieses Wirtschaftsbereiches
gerechnet werden. Im Rahmen dieser Prognose wird in Anlehnung an die
FSW-Studie bis 1975 eine Stagnation des Anteils und dann bis 1980 ein Absin-
ken auf etwa 40 vH bzw. bis 1985 auf etwa 38, 5 vH angenommen.
Die Prognosewerte für die Wirtschaftsstruktur der Bundesrepublik (jeweils
auf 100 vH angepaßt) sind der Tabelle 1 zu entnehmen und in Schaubild 1 gra-
phisch dargestellt.











































































Quelle : Eigene Berechnungen und Schätzungen.
10. Zur Ermittlung der Prognosefunktionen für die Anteile der 11 Bundesländer
an den 10 Wirtschaftsbereichen wurden diese Anteile der Jahre 1960 bis 1970
mit der Zeit korreliert. Als mögliche Erklärungsfaktoren für die Verände-
rung der regionalen (ländermäßigen) Verteilung eines Wirtschaftsbereiches
sind die folgenden, keineswegs voneinander unabhängigen Faktoren anzusehen:
- unterschiedliche Bevölkerungsentwicklung,Schaubild 1 - Die Wirtschafts Struktur der Bundesrepublik Deutschland 1960-1985 (vH)
Gebietskörperschaften etc.
1965 1970 1975 1980 1985
Anteile der Wirtschaftsbereiche am Bruttoinlandsprodukt zu laufenden Preisen. - —— Tatsächliche Werte. - Prognosewerte.
Quelle: Angaben des Statistischen Landesamtes Schleswig-Holstein, Kiel, basierend auf Ergebnissen
des Arbeitskreises "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder". - Eigene Berechnungen
und Schätzungen.11
'- Veränderung der internen Struktur der Wirtschaftsbereiche,
- Veränderung der regionalen Attraktivität für die Neuansiedlung von Betrie-
ben,
- Veränderung der Standortanforderungen der Branchen,
- Veränderung der regionalen Verteilung der Nachfrage.
Diese Faktoren sind sehr schwierig zu erfassen. Die Zeit ist bei den Regres-
sionsrechnungen nur eine Hilfsgröße für diese Wirkungsfaktoren. Über die tat-
sächlichen Ursachen der Veränderungen müßten von Fall zu Fall Vermutungen
aufgestellt werden. Durch Konsistenztests werden die Prognoseergebnisse für
die Länder auf die Bundesentwicklung begrenzt. Außerdem werden die Anteils-
werte am Bund in die entsprechenden Anteile der Wirtschaftsbereiche an den
Bruttoinlandsprodukten der Länder umgerechnet und auf ihre Plausibilität
überprüft. Die Ergebnisse der Prognose der Wirtschafts Struktur der Bundes-
länder sind in der Tabelle 2 zusammengefaßt.
11. Das wichtigste Ergebnis dieser Prognose ist, daß sich die Wachstumschancen
in den nächsten Jahren sektoral in den Dienstleistungsbereichen (6-9) und re-
gional in den Ländern Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und
Bayern konzentrieren werden.
Die größten Zuwachsraten werden im Bereich der Wohnungsvermietung
(7A) erreicht, wobei in den Ländern Schleswig-Holstein, Hessen, Baden-Würt-
temberg und Bayern noch höhere Zuwachsraten als im Bundes durchschnitt zu
erwarten sind. In Schleswig-Holstein kann der Anteil dieses Bereiches am BIP
des Landes auf über 10 vH steigen. Die Bedeutung der Wohnungsvermietung
wird - überwiegend wegen Mietpreiserhöhungen - weiterhin zunehmen, auch
in Ländern wie Bremen, Berlin und dem Saarland, in denen die Zuwachsraten
relativ niedrig liegen werden (unter 5 vH p.a. ).
Im Bereich der Kreditinstitute und Versicherungen (6), der im
Bundesdurchschnitt etwa um 6 vH p. a. wächst, werden die Länder Hessen
und Bayern noch höhere Wachstumsraten erreichen, weil in Frankfurt und
München die Zentralen der Kreditinstitute und Versicherungen ihren Sitz
haben.
Das Wachstum der übrigen-Dienstleistungsbereiche (7B+8) (von
Unternehmen, freien Berufen, privaten Haushalten und Organisationen ohne
Erwerbscharakter) wird sich besonders in den Ländern Hamburg, Hessen,
Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und im Saarland bemerkbar machen.
In Berlin, das bisher aufgrund seiner ehemaligen Funktion als Hauptstadt
einen sehr hohen Dienstleistungsanteil hatte, wird die Bedeutung dieses Be-
reiches (gemessen am Beitrag zum BIP der Stadt) zurückgehen.
Auch der öffentliche Sektor (9) wird etwa ebenso rasch wachsen wie
der Bereich der übrigen Dienstleistungen. Dabei werden die Zuwachsraten in
den Ländern Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Berlin, in denen der
Staatsanteil überdurchschnittlich hoch ist, niedriger ausfallen als in den übri-
gen Bundesländern.Tabelle 2 - Anteile der Bundesländer am Beitrag der jeweiligen Wirtschaftsbereiche





































































































































































































































































































































Quelle : Eigene Schätzungen.13
Die Bereiche Handel (4) und Verkehr (5) wachsen nur noch unterdurch-
schnittlich um etwa 3 vH p.a. Geringfügig höhere Zuwachsraten sind im Be-
reich des Handels in den Ländern Schleswig-Holstein, Hessen, Rheinland-
Pfalz und Bayern zu erwarten. Im Bereich Verkehr muß mit Zuwachsraten
unter 3 vH p.a. vor allem in den Ländern Niedersachsen, Rheinland-Pfalz
und Berlin gerechnet werden, in Bremen können hier sogar negative Verän-
derungsraten auftreten.
Auch das Baugewerbe (3) kann mittelfristig nur mit durchschnittlichen
Zuwachsraten rechnen, wobei in Hessen, Rheinland-Pfalz und Bayern noch
die größten Chancen bestehen. In den norddeutschen Ländern hingegen sinkt
die Bedeutung der Bauwirtschaft ebenso wie im Saarland (gemessen am Bei-
trag zum BIP des jeweiligen Landes).
Im Verarbeitenden Gewerbe (2) werden die Wachstumsraten bis
unter 3 vH p.a. sinken. Lediglich in Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg
und Bayern können sie steigen. Dagegen werden in Nordrhein-Westfalen, dem
Saarland, in Berlin und Hamburg die Wachstums raten unter 2 vH p.a. liegen.
Die Entwicklung des Bereichs Energie und Bergbau (1) wird noch we-
sentlich durch den Schrumpfungsprozeß des Bergbaus bestimmt, auch wenn
sich dieser Prozeß durch die Preisentwicklung beim Mineral- und Heizöl ver-
langsamen kann, da die Kohle dadurch wieder wettbewerbsfähiger geworden
ist. Die Anteile der traditionellen "Bergbau-Länder" Nordrhein-Westfalen,
Saarland und Niedersachsen am Gesamtprodukt dieses Bereiches werden wei-
ter sinken, auch wenn die negativen Zuwachsraten zurückgehen. In den übri-
gen Flächenstaaten ist mit positiven Zuwachsraten zu rechnen, da dort der
Bergbau keine Rolle spielt. In den Stadtstaaten Bremen und Hamburg sinken
die Anteile, wohingegen der Anteil in Berlin steigt. Der Grund liegt wohl dar-
in, daß die Zunahme in Berlin den allgemeinen Energieverbrauchs zunahmen
entspricht, da Berlin seine Energie weitgehend selbst erzeugt. In den beiden
anderen Stadtstaaten hingegen werden wohl neue Kraftwerke aus Platzmangel
außerhalb der Landesgrenzen errichtet.
Der Bereich Landwirtschaft (0) wird in Bayern am stärksten schrump-
fen. Aber auch in allen anderen Ländern geht die Bedeutung dieses Bereiches
zurück, da der Beitrag der Landwirtschaft zum westdeutschen Sozialprodukt
abnimmt (um etwa 1-1, 5 vH p.a. ); dabei können allerdings die Länder Nord-
rhein-Westfalen und Schleswig-Holstein ihren Anteil an der gesamten Produk-
tion der Landwirtschaft erhöhen.
Bei einer Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts der Bundesrepublik von
3,7 vHp.a. können in den Ländern Schleswig-Holstein, Hessen, Rheinland-
Pfalz, Baden-Württemberg und Bayern Wachstumsraten von über 4 vH p.a.
erreicht werden, so daß diese Länder ihren Anteil am BIP des Bundes stei-
gern können, wobei Rheinland-Pfalz und Bayern an der Spitze der Zuwachs-
raten stehen und die Zunahme in Schleswig-Holstein nur wenig über dem Bun-
desdurchschnitt liegen dürfte. Die Zuwachsraten der Länder Hamburg, Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen liegen bei 3, 0-3, 5 vH p. a. ; in den Stadt-
staaten Bremen und Berlin sowie im Saarland betragen sie etwa 2, 5-3, 0 vH p. a.14
Daher wird voraussichtlich der Anteil des Saarlandes am BIP der Bundesre-
publik Deutschland, der 1970 noch 1, 5 vH betrug, bis 1985 auf 1, 3 vH fallen
und der Anteil Berlins von 3, 7 auf 3, 2 vH zurückgehen.
12. Als Maßstab für die Arbeitsproduktivitäten wurden die jeweiligen BIP-Bei-
träge je Beschäftigten in relativen Preisen gewählt
1. Um Prognosefunktionen
für diese Arbeitsproduktivitäten zu erhalten, wurden je Jahr und Bundesland
Regressionsfunktionen in Abhängigkeit von der Zeit für 4 Funktionstypen nach
der Methode der kleinsten Quadrate ermittelt. Nur in wenigen Fällen konnten
dabei keine ausreichend gesicherten Funktionen gefunden werden.
Da weder anhand von sachlogischen Überlegungen noch aufgrund von statisti-
schen Maßzahlen die Entscheidung für einen Funktionstyp möglich war, wurde
zunächst alternativ mit einer Obergrenze (Funktionstyp 3: konstante Zuwachs-
raten) und einer Untergrenze (Funktionstyp 1: konstante absolute Zuwächse)
gerechnet. Aus den Prognosewerten für die Arbeitsproduktivitäten (Ober- und
Untergrenze) und der Prognose der Wirtschafts Strukturen der Bundesländer
wurden die Prognosezahlen für die Arbeitsplätze errechnet. Im folgenden wer-
den die Ergebnisse der mittleren Variante (Durchschnitt aus Ober- und Unter-
grenze) dargestellt (vgl. Tabellen 3 und 4).
Das Angebot' an Arbeitsplätzen in den Ländern der Bun-
desrepublik Deutschland nach W i rtschaftsbereichen bis
1985 .
13. Unter den Status-quo-Bedingungen, die dieser Arbeit zugrunde gelegt wurden,
wird das Angebot an Arbeitsplätzen in der Bundesrepublik Deutschland von
1970 bis 1985 nicht mehr steigen, sondern um etwa 0, 5 Millionen abnehmen.
Gleichzeitig muß mit einem erheblichen Wandel der Beschäftigtenstruktur
gerechnet werden. So wird die Arbeitskräftenachfrage des öffentlichen Sek-
tors (9) und der Dienstleistungsunternehmen (6, 7B+8) bis 1985 erheblich
steigen (+ 2, 2 Mill. ). In der Landwirtschaft werden im gleichen Zeitraum
etwa 1, 2 Mill. Arbeitsplätze verlorengehen. Auch die Zahl der vom Verar-
beitenden Gewerbe angebotenen Arbeitsplätze wird bis 1985 um nahezu
1 Million zurückgehen. Die Beschäftigung im Energiebereich und Bergbau
sowie im Verkehrsbereich wird ebenfalls sinken
2 .
1 Um die Arbeitsproduktivitäten zu ermitteln, mußten die Beschäftigtenzahlen
des Arbeitskreises "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder", die
nur nach zusammengefaßten Wirtschaftsbereichen vorliegen-, anhand der
Mikrozensusergebnisse für die Erwerbstätigen auf die hier verwendete Glie-
derung der Wirtschaftsbereiche umgerechnet werden. Für 1970 mußten in
Ermangelung anderer Statistiken die Ergebnisse der Arbeits Stättenzählung
bzw. für die Landwirtschaft die Ergebnisse der Volkszählung verwendet wer-
den. Die Angaben wurden vom Statistischen Landesamt Schleswig-Holstein,
Kiel, zur Verfügung gestellt.
2 Vgl. hierzu und im folgenden die Schaubilder 2 und 3 und die Tabellen 3, 4
und 5. ^°>-15























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Quelle : Angaben des Statistischen Landesamtes Schleswig-Holstein, Kiel, basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises "Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung der Länder" und den Ergebnissen der Arbeitsstättenzählung für 1970. Die Zahlen für die Erwerbstätigen in der Landwirtschaft basie-
ren auf den Volkszählungsergebnissen. Nicht enthalten sind Soldaten, Angehörige des BGS, Beschäftigte bei privaten Haushalten und den Vertre-
tungen fremder Staaten. - Eigene Berechnungen und Schätzungen.Schaubild 2 - Arbeitskräfte in den einzelnen
Bundesländern 1960-1985
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Quelle zu Schaubildern 2 und 3: Angaben des Statistischen Landesamtes Schleswig-Holstein, Kiel,
basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises "Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder"
und auf Ergebnissen der Arbeitsstättenzählung für 1970. - Eigene Berechnungen und Schätzungen.18
Insgesamt ergibt sich nach der vorliegenden Projektion und bei der hierbei
verwendeten regionalen und branchenmäßigen Gliederung, daß rund 3 Mill.
Arbeitsplätze verlorengehen (Summe der Abnahmen aus Tabelle 6) und nur
etwa 2, 5 Millionen in anderen Bundesländern und/oder anderen Wirtschafts -
bereichen neu geschaffen werden (Summe der Zunahmen aus Tabelle 6). Bei
einer tieferen regionalen und branchenmäßigen Gliederung würden diese Zah-
len selbstverständlich erheblich höher liegen. Die Größenordnung der Um-
strukturierungen, denen die Marktkräfte und die Wirtschaftspolitik im kom-
menden Jahrzehnt gegenüberstehen, wird aus diesen Zahlen ersichtlich. Es
wird nicht nur ein hohes Maß an beruflicher und regionaler Mobilität von den
Arbeitskräften gefordert werden, sondern es werden auch in der Arbeits-
markt- und Regionalpolitik neue Probleme auftreten und zu bewältigen sein.
14. In Schleswig-Holstein wird sich der Wandel der Beschäftigtenstruktur
in der Weise abspielen, daß hauptsächlich in der Landwirtschaft und im Ver-
kehr etwa 70 000 Arbeitskräfte freigestellt werden und der öffentliche Sektor
und die Dienstleistungsbereiche einschließlich des Handels bis 1985 etwa in
gleicher Höhe Arbeitskräfte zusätzlich nachfragen.
In Hamburg wird die Beschäftigung vor allem im Verarbeitenden Gewerbe
sinken (- 90 000). In den Bereichen Bau, Handel und Verkehr werden weitere
50 000 Arbeitskräfte freigesetzt. Die stark steigende Beschäftigung der Dienst-
leistungsbereiche und des Staates (+ 90 000) deutet darauf hin, daß die Bedeu-
tung Hamburgs in Zukunft in seiner überregionalen Funktion als Dienstlei-
stungszentrum für Norddeutschland liegen wird. Dabei kann das Arbeitsplatz-
angebot insgesamt bis 1985 um etwa 5-6 vH sinken.
In Niedersachsen verläuft der Strukturwandel ähnlich wie in Schleswig-
Holstein. Die gleiche Zahl der von der Landwirtschaft freigesetzten Arbeits-
kräfte (200 000) wird von den Dienstleistungsbereichen und dem öffentlichen
Sektor zusätzlich nachgefragt. Aufgrund der Abnahme des Arbeitsplatzange-
bots in den Bereichen Bergbau und Energie, Verarbeitendes Gewerbe, Bau-
wirtschaft und Verkehr wird die Zahl der angebotenen Arbeitsplätze um etwa
110 000, d.h. knapp 4 vH sinken.
In Bremen wird ähnlich wie in Hamburg die Zahl der von dem Verarbeiten-
den Gewerbe nachgefragten Arbeitskräfte abnehmen (-30 000). Die Dienst-
leistungsbereiche und der Staat werden etwa die gleiche Zahl zusätzlicher
Arbeitsplätze bereitstellen. Da aber auch die Bereiche Handel, Verkehr,
Bau, Landwirtschaft, Energie und Bergbau ihre Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten reduzieren (- 35 000), werden die insgesamt in Bremen zur Verfügung
stehenden Arbeitsplätze um etwa 10 vH abnehmen.
In Nordrhein-Westfalen verlagert sich die Beschäftigung ebenfalls
auf die Dienstleistungsbereiche und den öffentlichen Sektor (+ 520 000). Im
Verarbeitenden Gewerbe, im Bergbau und Energiesektor sowie in der Land-
wirtschaft werden bis 1985 insgesamt 700 000 Arbeitsplätze weniger angebo-
ten. Da auch in den Bereichen Bauwirtschaft und Verkehr das Arbeitsplatzan-
gebot sinkt (- 120 000), wird die Zahl der Arbeitsplätze in Nordrhein-West-
falen bis 1985 um etwa 300 000 (- 4 vH) abnehmen.Tabelle 5 - Zu- bzw. Abnahme der Zahl der Arbeitsplätze nach Wirtschaftsbereichen und Bundesländern





































































































































































Quelle : Eigene Berechnungen.20
In Hessen wird sich der Strukturwandel weniger stark bemerkbar machen.
Nur in der Landwirtschaft wird das Angebot an Arbeitsplätzen nicht unwesent-
lich zurückgehen (- 110 000). Die steigende Beschäftigung des tertiären Sek-
tors (Wirtschaftsbereiche 4-6, 7B-9) (+ 270 000) führt jedoch zu einer insge-
samt steigenden Nachfrage nach Arbeitskräften in Hessen (bis 1985: + 5 vH).
In Rheinland-Pfalz werden aus den Bereichen Landwirtschaft, Energie
und Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Verkehr etwa 225 000 Beschäftigte
ausscheiden. Die steigende Beschäftigung im öffentlichen und Dienstleistungs-
sektor (+ 180 000) kompensiert diesen Rückgang jedoch weitgehend, so daß die
Zahl der angebotenen Arbeitsplätze nur wenig sinkt (- 1 vH).
In Baden-Württemberg und Bayern zeigt sich etwa das gleiche Bild.
In Baden-Württemberg übersteigt die zusätzliche Arbeitskräftenachfrage des
tertiären Sektors (+ 450 000) die Zahl der freigesetzten Arbeitskräfte der
Landwirtschaft (- 210 000) erheblich, so daß es bei einer praktisch stagnie-
renden Beschäftigung im sekundären Sektor (Wirtschaftsbereiche 1-3)
(- 20 000) zu einer insgesamt steigenden Nachfrage nach Arbeitskräften
kommt. In Bayern hingegen, wo die Zahl der aus der Landwirtschaft freige-
setzten Arbeitskräfte sehr hoch liegt (- 330 000), wird auch im sekundären
Bereich die Nachfrage nach Arbeitskräften sinken (- 180 000). Da die Zu-
nahme im tertiären Sektor kleiner ist als in Baden-Württemberg (+ 390 000),
wird die Beschäftigung in Bayern bis 1985 insgesamt vermutlich um 110 000
(- 2 vH) abnehmen.
Im Saarland wird der Rückgang der Beschäftigung im Bergbau am größ-
ten sein (- 20 000). Da auch in der Landwirtschaft und beim Verarbeitenden
Gewerbe, in der Bauwirtschaft und in den Bereichen Handel und Verkehr mit
einer abnehmenden Beschäftigung gerechnet werden muß (- 40 000) und die
Nachfrage im öffentlichen Sektor und in den Dienstleistungsunternehmen nur
um etwa 38 000 steigt, kann die Zahl der Arbeitsplätze im Saarland bis 1985
um 5 vH sinken.
In Berlin kann der Rückgang der Arbeitskräftenachfrage des sekundären
Bereichs (- 120 000) nicht durch eine Zunahme im tertiären Bereich kompen-
siert werden. Dies liegt wohl daran, daß Berlin als Inselstadt nicht wie Ham-
burg oder Bremen eine Funktion als überregionales Dienstleistungszentrum
übernehmen kann.^ So muß in Berlin in allen Bereichen mit Ausnahme des
Bereiches der Kreditinstitute und Versicherungen mit einer Abnahme der
Beschäftigung gerechnet werden. Insgesamt kann es bis 1985 zu einer Frei-
setzung von etwa 180 000 Arbeitskräften (beinahe 19 vH der 1970 beschäftig-
ten Arbeitskräfte) kommen.
Der Strukturwandel wird vorwiegend innerhalb und weniger zwischen den
Ländern stattfinden, so daß die Verteilung der Beschäftigung auf die Bundes-
länder keiner großen Veränderung unterliegt. Lediglich in Berlin und Bremen
ist mit beträchtlichen Abnahmen zu rechnen, wohingegen Hessen und Baden-
Württemberg als einzige Bundesländer Beschäftigungszunahmen erwarten
können. Während die meisten anderen Bundesländer ein um 4-5 vH sinkendes21
Arbeitsplätzeangebot hinnehmen werden müssen, wird die Beschäftigung in
Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz nur geringfügig abnehmen
1.
Vergleich mit anderen Prognosen
15. Bei einer Gegenüberstellung der vorliegenden Prognose mit vergleichbaren
Prognosen anderer Institute, des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW), des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung (RWI)
und des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), fällt auf (vgl.
Tabelle 6), daß
- im Gegensatz zu der hier prognostizierten Abnahme des Angebots an Ar-
beitsplätzen (im gesamten Bundesgebiet um etwa 0, 2 vH p.a. ) in allen ande-
ren Prognosen mit einem weiteren Anstieg der Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten gerechnet wird (RWI: + 0, 3 vH p. a. ; DIW: + 2, 0 vH p. a. , IAB: + 0, 1 vH
p.a. ),
- die Einschätzung der Entwicklungschancen des Verarbeitenden Gewerbes
sehr unterschiedlich ist: RWI: + 0, 1 vH p. a. ; DIW: - 0, 1 vH p. a. ; IAB:
- 0, 5 vH p. a. ; hier: - 0, 7 vH p. a. ,
- im Bereich Verkehr und Nachrichtenübermittlung die Prognosen ebenfalls
stark auseinandergehen; das DIW rechnet sogar mit einer recht starken
Zunahme von etwa 2 vH p. a. (IAB: + 0, 6 vH p. a. ; RWI: - 0, 7 vH p. a. ;
hier: - 1, 6 vH p.a. ).
Bei diesem Vergleich ist jedoch zu berücksichtigen, daß es methodische Unter-
schiede bei den Prognosen gibt. So rechnet J. Fischer (RWI) mit Erwerbstä-
tigenzahlen statt mit Beschäftigten. Das DIW gründet seine Prognose auf die
Ergebnisse der Arbeitsstätten- bzw. Volkszählung von 1961 und 1970 und ver-
gleicht anschließend die Prognosewerte für 1977 mit den tatsächlichen Zahlen
für 1970. Daher sind diese Veränderungen auch konjunkturell beeinflußt und
nur mit Vorbehalt vergleichbar. Am besten vergleichbar sind die Ergebnisse
des IAB. Im wesentlichen werden hier die gleiche Methode und eine vergleich-
bare Datenbasis verwendet. Der Unterschied besteht jedoch darin, daß die
Strukturprognose des IAB mit konstanten Preisen von 1962 rechnet, wohin-
gegen die vorliegende Prognose mit relativen Preisen arbeitet.
1 Hierbei wurde - wie erwähnt - mit einer gesamtwirtschaftlichen Wachstums-
rate des Bruttoinlandsprodukts von jährlich durchschnittlich 3, 7 vH (real)
und einer durchschnittlichen Entwicklung der Arbeitsproduktivität gerechnet.
Bei höheren (niedrigeren) Wachstumsraten und niedrigeren (höheren) Arbeits-
produktivitäten könnte auch die Beschäftigung höher (niedriger) ausfallen.22
Tabelle 6 - Vergleich mit anderen Prognosen der Beschäftigungsentwicklung
Wirtschafts -
bereich












































































































Quelle: Fischer, a.a.O. [RWI-Prognose]. - Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung, Gutachten im Auftrage des Bundesministers für Wirtschaft und
Finanzen, Die Entwicklung des Angebots von Arbeitsplätzen in den Regionen
der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1977. Berlin, im September
1972 [DIW-Prognose]. - P. Schnur, Projektion des Arbeitskräftebedarfs
für die Jahre 1980, 1985 und 1990. "Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung", 1974, H. 3, S. 251 ff. [IAB-Prognose].23
Ausblick
16. Wenn das Wachstum des Bruttosozialprodukts in den achtziger Jahren die
hier unterstellte Rate von 3, 7 vH nicht übersteigt, kann im kommenden Jahr-
zehnt aufgrund des entwicklungsbedingten Strukturwandels der Wirtschaft ent-
gegen weitverbreiteten Ansichten nicht mehr mit einem steigenden Arbeits-
kräftebedarf, sondern eher mit einer Abnahme oder einer Stagnation des Ange-
bots an Arbeitsplätzen gerechnet werden. Wie stark die Zahl der Arbeitsplätze
tatsächlich zurückgehen wird, hängt im wesentlichen von der mittelfristig
realisierbaren gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate ab.
Ebenso wie in der Landwirtschaft, im Sektor Energie und Bergbau sowie im
Verkehrssektor werden auch im Verarbeitenden Gewerbe Arbeitsplätze abgebaut
werden. Im Verarbeitenden Gewerbe werden davon jedoch nicht alle Branchen
betroffen sein; es liegt die Vermutung nahe, daß insbesondere die Branchen
mit arbeitsintensiven und technisch anspruchslosen Produktionsverfahren in
der Bundesrepublik zunehmend wettbewerbsunfähiger und wegen der steigen-
den Importkonkurrenz zu den schrumpfenden Bereichen gehören werden
1. Da-
mit nicht die Wirtschafts- und Regionalpolitik in Unkenntnis dieser Entwick-
lungsrichtung eine konservierende Strukturpolitik betreibt und auf Kosten des
gesamtwirtschaftlichen Wachstums die notwendige Anpassung der betroffenen
Branchen und Regionen an den zu erwartenden Strukturwandel verzögert,
müssen diese Branchen möglichst frühzeitig identifiziert werden
2 .
17. Das Angebot an Arbeitsplätzen bestimmt jedoch nur die eine Seite der Arbeits-
marktentWicklung. Die andere Seite, die Nachfrage nach Arbeitsplätzen, d.h.
das Arbeitskräfteangebot, wird hauptsächlich durch die Bevölkerungsentwick-
lung, die Veränderungen im Altersaufbau der Bevölkerung, durch die Ver-
änderungen des Erwerbsverhaltens und durch die Möglichkeiten und Gegeben-
heiten von Zu- und Abwanderungen bestimmt. Auch wenn eine umfassende
Analyse und Prognose des Arbeitskräfteangebots noch nicht fertiggestellt
werden konnte, gibt es doch zwei Faktoren, die sich bereits abzeichnen und
die darauf hindeuten, daß wir in Zukunft eher mit einem Arbeitsplatzdefizit
als mit einem Mangel an Arbeitskräften rechnen müssen:
- Erstens werden bis 1985 die geburtenstarken Jahrgänge der Jahre 1955-1965
ins Erwerbsleben treten, wohingegen nur die geburtenschwachen Jahrgänge
1 G. Fels, J. Hörn, Der Wandel der Industrie Struktur im Zuge der welt-
wirtschaftlichen Integration der Entwicklungsländer. "Die Weltwirtschaft",
1972, H. 1, S. 107 ff.
2 Vgl. z.B. E. -M. Scharr er, Die Chancen der Textil- und Bekleidungs-
industrie in hochentwickelten Ländern - Ein empirischer Beitrag zu kontro-
versen Fragen der Standortwahl beider Industriezweige. (Kieler Diskussions-
beitrage, 26. ) Kiel, Dezember 1972. -F. Wolter, Strukturelle Anpas-
sungsprobleme der westdeutschen Stahlindustrie. Zur Standortfrage der
Stahlindustrie in hochindustrialisierten Ländern. (Kieler Studien, 127. )
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des Ersten Weltkrieges, die zudem noch durch den Zweiten Weltkrieg stark
dezimiert sind, aus dem Erwerbsleben ausscheiden werden.
- Zweitens weisen die Erwerbsquoten der Frauen, insbesondere in den mittle-
ren Altersgruppen, der sogenannten zweiten Erwerbstätigkeitsphase der
Frauen
1, eine steigende Tendenz auf. Mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen
und dem Wandel der Wirtschaftsstruktur, insbesondere der zunehmenden
Bedeutung der Dienstleistungsbereiche, werden die Frauenerwerbsquoten
vor allem in Bundesländern mit gegenwärtig sehr niedriger.Erwerbsbeteili-
gung der Frauen steigen: Dies sind vor allem das Saarland, aber auch Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz.
Schätzungen aufgrund solcher und ähnlicher Entwicklungstendenzen über die
Nachfrage nach Arbeitsplätzen ergaben für den Zeitraum von 1970 bis 1980
einen Zuwachs von rund 0, 2 Mill. Erwerbspersonen und bis 1985 einen weite-
ren Zuwachs von knapp 0, 6 Millionen
2 . Da man davon ausgehen kann, daß die
Arbeitsmarktsituation 1970 in etwa ausgeglichen war, bedeutet dies im Zu-
sammenhang mit der Entwicklung des Angebots an Arbeitsplätzen für 1980
ein Defizit von etwa 650 000 und für 1985 von nahezu 1, 3 Mill. Arbeitsplätzen.
Auch wenn man berücksichtigt, daß ein Teil der arbeitsuchenden Frauen sich
nicht beim Arbeitsamt meldet und ein weiterer Teil der Arbeitsuchenden nach
Jahren vergeblicher Arbeitsuche vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden
kann, können in den achtziger Jahren mittelfristig Arbeitslosenzahlen erreicht
werden, die in den letzten beiden Jahrzehnten Kennzeichen konjunktureller
Krisensituationen waren. Diese Arbeitsmarktsituation kann sich durch einen
nicht aufhaltbaren Strom ausländischer Arbeitnehmer noch verschärfen, da
die Freizügigkeit und die freie Wahl des Arbeitsplatzes ein verbrieftes Recht
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft ist und auch in den Assoziierungs -
abkommen entsprechende Regelungen vorgesehen sind. Die Beschäftigungs-
situation in Ländern wie z. B. Italien oder der Türkei Wird sich voraussicht-
lich jedoch eher schlechter denn besser als bei uns entwickeln.
1 Vgl. D. Biehl, S. Schnyder, H. Vögele, Schätzung des Arbeits-
kräftepotentials für Schleswig-Holstein und die Bundesrepublik Deutsch-
land. Kiel 1971. S. 11. (Unveröff. Forschungsbericht. )
2 Vgl. ebenda, S. 19 und Tabellen 3 und 4.